
schlimmer noch, sie bleibt im 
Stromwasser der SVP hängen 
und kann so keine eigenen Ak­
zente setzen. Grotesk dabei ist, 
dass von dieser Allianz nur die 
SVP profitiert. Dank ihrer Part­
nerschaft mit der FDP kann sie 

Liberalismus vorheucheln 
und ihn gleichzeitig 
rechtspopulistisch ein­
kleiden. 

Aber auch die Grün­
liberalen ziehen Gewinn 
vom absaufenden FDP-
Segelboot im Wassersog 
des SVP-Tankers. Sie ho­
len nämlich genau die­
jenigen liberal gesinnten 
Wähler ab, die der volks­

fernen und altmodischen FDP 
überdrüssig geworden sind,  
Blocher und Kumpane auf ih­
rem politischen Radar gestri­
chen haben und den Grünen  
und der SP eine verträumte Che-
Guevara-Romantik vorwerfen. 

Was tun also? Vielleicht 
müsste die FDP nochmals über 
die Bücher und den Begriff der 
Freiheit, der ihr so sehr am Her­
zen liegt, weniger mit der wirt­
schaftsliberalen und mehr mit 
der republikanischen Brille le­
sen. Das bedeutet, dass sie das 
Wort «Gemeinwohl» wieder ins 
eigene Vokabular aufnimmt und 
die privaten Interessen und  
Egoismen der Geldelite, die sich 
auf Kosten der Allgemeinheit 
bereichert, in den Hintergrund 
stellt. 

Nicht schaden kann zudem 
eine ernsthafte Auseinander­
setzung mit der eigenen Ge­
schichte und Tradition. All das 

bedingt aber ein Umdenken in 
den Reihen der FDP. Schafft sie 
es nicht, sich von ihrem jetzigen 
wirtschaftsliberalen Kurs zu 
emanzipieren und eine kritische 

innere Debatte über die eigenen 
politischen Werte und Ideale zu 
lancieren, droht sie im Schatten 
der SVP vollends zu versinken. 

Eine Neuorientierung scheint 
jedoch im Gang zu sein. Die  
Fusion im Jahr 2009 mit den 
Westschweizer Liberalen, die 
für den politischen Liberalismus 

der 1848er-Generation einste­
hen, weckt Hoffnung auf einen 
sozialeren Freisinn. Die Oltner 
Tagung von letzter Woche hat 
erste schüchterne Anzeichen ei­
ner Grundsatzdiskussion über 
die politische Identität und Zu­
kunft des Freisinns erkennen 
lassen. 

An der Parteispitze löst un­
terdessen ein Aargauer Gipser 
den etwas gar bankenfreund­
lichen Anwalt aus dem Tessin ab 
und setzt die Interessen des Mit­
telstandes zuoberst auf seine 
Agenda. 

Diese Entwicklungen zeigen, 
dass sich in der FDP etwas regt 
und dass ihre politische Krise 

nicht mehr mit faulen Ausreden 
zugedeckt werden kann. 

Sollte sich der Freisinn zu­
letzt sogar bewusst werden, 
dass eine Krise gerade dann ist, 
wenn das Alte stirbt und das 
Neue noch nicht geboren wer­
den kann, dann ist es ihm zu 
wünschen, dass er gute Geburts­
helfer in den eigenen Reihen 
findet.

3Samstag, 31. März 2012

Die Bankiervereinigung und die 
Politik. Beide sind immer noch 
rückwärtsgewandt. Sobald es 
ums Bankgeheimnis geht, ge­
hen sie reflexartig in Abwehr­
stellung. Darum wollen sie den 
Informationsaustausch blockie­
ren. Ich sehe aber nicht ein, wa­
rum sie die Probleme des Aus­
lands lösen wollen!
Christian Wanner, Präsident der 
kantonalen Finanzdirektoren, be­
fürchtet, der automatische Infor­
mationsaustausch käme dann 
auch im Inland.
Auch Wanner argumentiert re­
flexartig. Weil er Angst hat, dass 
das fiskalische Bankkunden­
geheimnis auch in der Schweiz 
zusammenbricht.
Stimmt das nicht?
Nein, das ist eine Fehlüberle­
gung. Das Bankgeheimnis im In­
land wäre nicht betroffen. Wir 
haben die Tradition der Selbst­
deklaration und Sicherungs­
mechanismen wie die Verrech­

nungssteuer. Es gibt 
keine Notwendigkeit, 
Inlandkunden in die­
ser Frage gleich zu be­
handeln wie Ausland­
kunden. Dies wäre po­
litisch auch gar nicht 
mehrheitsfähig.
Der automatische Infor­

mationsaustausch mit dem Aus­
land rettet also das Bankgeheim­
nis für die Schweizer?
Das ist genau so. Das fiskalische 
Bankkundengeheimnis ist tot – 
es lebe das Bankkundengeheim­
nis im Inland.
Wie muss die Schweiz vorgehen?

Klar ist: Der automatische Infor­
mationsaustausch wird kom­
men. In fünf Jahren ist er da, 
würde ich sagen. Statt immer 
nur zu reagieren wie bisher, 
muss die Schweiz jetzt endlich 
strategisch nach vorne schauen. 
Sie muss den Informationsaus­
tausch offerieren, dann haben 
wir weniger Probleme mit dem 
Ausland, insbesondere mit der 
EU. Und wir können über die 
Ausgestaltung mitreden.
Was gibt es denn da auszugestal­
ten?
Welche Informationen geliefert 
werden, ist nicht klar geregelt. 

Das können die Jahresinforma­
tionen mit allen Transaktionen 
sein. Oder wie in der Schweiz 
nur der Abschluss mit Zins und 
Erträgen. Jetzt können wir da 
noch mitreden. Wenn wir war­

ten, werden wir in 
fünf Jahren wieder 

die Letzten sein. Und dann ent­
scheiden EU, OECD und Nach­
barländer darüber, was wir zu 
liefern haben. 
Wie würden Sie genau vorgehen?
Zum Beispiel: Ab 1. Januar 2015 
liefert die Schweiz sämtliche 
neuen Informationen. Wer Alt­
geld hat, kann in Amnestie­
programme gehen. Er kann die 
Abgeltungssteuer wählen, wenn 
es die für das betreffende Land 
gibt. Oder er kann sein Geld 
nach Singapur bringen. Dafür 
hat er zweieinhalb Jahre Zeit. 
Das ist doch fair! Und wenn es 
stimmt, was die Banken immer 

sagen, dass es in der Schweiz 
gar nicht so viel Schwarzgeld 
gibt, dann frage ich mich: Wo 
liegt das Problem?
Im Steuerstreit mit Deutschland 
zeichnet sich eine Einigung ab, 
nachdem die Schweiz Ja sagt zu 
höheren Abgeltungssätzen für  
unversteuerte Gelder.
Ich ging immer davon aus, dass 
Deutschland das Abkommen 
zuletzt durchwinken wird. Aus 
einem einfachen Grund: Man 
will Geld, man will keine Infor­
mationen. Die Abgeltungssteu­
er ist positiv für Deutschland. 
Entscheidend für die Schweiz 
ist: Deutschland muss bestäti­
gen, dass das Abkommen abgel­
tende Wirkung hat.
Was heisst das?
Wenn der deutsche Steuerbür­
ger die anonyme Variante wählt, 
muss sicher sein, dass er damit 
seine Steuerpflicht erfüllt hat. 
Falls Deutschland diese Abgel­
tungswirkung rauskippen will, 
wie Vertreter von Rot-Grün das 
möchten, dann ist das Abkom­
men gestorben. Dann fährt die 
Schweiz besser ohne Abkom­
men.
* Prof. Dr. iur. Peter V. Kunz (47) ist Ordinarius für 
Wirtschaftsrecht und für Rechtsvergleichung an 
der Universität Bern. Er sass für die FDP im Solo-
thurner Kantonsparlament und gehört zu den 
profiliertesten Wirtschaftsrechtlern der Schweiz. 

* Angelo Maiolino (36) war 
Dozent und wissenschaftlicher 
Assistent am Lehrstuhl für 
politische Philosophie der  
Universität Zürich. Letzten 
Herbst ist sein Buch «Als  

die Italiener noch Tschinggen waren» im 
Rotpunktverlag erschienen.

Ende  

Die FDP hat mit einer Rückbesinnung wieder eine Zukunft
Krise ist, wenn das Alte 
stirbt und das Neue 
noch nicht geboren ist.  

«Der automatische 
Datenaustausch rettet  
das Bankgeheimnis  
für Schweizer»

Der Berner Wirtschaftsrechts-Professor Peter V. Kunz* im BLICK-Interview

Die SVP unter Blocher griff die FDP 
von rechts an und überholte sie.

 «Klar ist: Der 
automatische 

Informations­
austausch wird 
kommen.»

Peter V. Kunz erklärt,
wie das Bankgeheimnis

für Schweizer zu 
retten wäre.

Peter V. Kunz (r.) im Gespräch mit den 
BLICK-Journalisten Habegger (l.) und Studer.

Neuer Bundesanwalt 
plant Reorganisation
Bern – Nach drei Monaten im Amt 
will Bundesanwalt Michael Lauber 
vor allem die Unabhängigkeit der 
Behörde stärken. Priorität hat die 
organisierte Kriminalität. Im Visier 
hat er vorab die italienische Mafia.

Hört Blocher als SVP-
Vizepräsident auf?
Bern – Die SVP-Parteileitung  
diskutiert eine Neuorganisation. 
Für das Vizepräsidium interes
sieren sich neu Oskar Freysinger 
(VS), Luzi Stamm (AG) und Judith 
Uebersax (SZ). Ob Christoph Blo-
cher weiterhin Vizepräsident und 
Strategiechef bleibt, ist ebenfalls 
Thema der Umstrukturierung. 

Sawiris’ Orascom macht 
70 Millionen Verlust
Zürich – Der Arabische Frühling 
hat den auch in Andermatt UR  
tätigen Bau- und Hotelkonzern 
Orascom eiskalt erwischt. Die poli-
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So lange hält sich ein Konzernchef 
beim weltgrössten Autozulieferer 
Robert Bosch durchschnittlich im 
Amt. Im Juli erhält die deutsche 

Firma ihren siebten Chef seit 1886.

tischen Unruhen in Ägypten ver-
scheuchten Touristen und führten 
bei Samih Sawiris’ Unternehmen 
zu einem Verlust von 69,7 Millio-
nen Franken.

800 Milliarden für den 
Euro-Rettungsschirm
Kopenhagen – Die Brandmauer 
gegen eine Ausweitung der Euro-
Krise wird massiv aufgestockt. Die 
Finanzminister der Euro-Gruppe 
verständigten sich bei ihrem Tref-
fen in Kopenhagen darauf, die Ge-
samtkapazität der Rettungsschir-
me vorübergehend auf 800 Mil
liarden Euro zu erhöhen.
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Paris – Seit den Morden von 
Toulouse bestimmt das Thema 
Sicherheit den französischen 
Wahlkampf. Gestern zeigte Prä-
sident Nicolas Sarkozy, welche 
Handlungsmöglichkeiten er hat: 
19 Personen wurden gleich­
zeitig im ganzen Land festge­
nommen. Alle gelten als isla­
mistische Extremisten. Zwar 
werden sie nicht als direkte 
Komplizen bei Mohammed Me-
rahs Morden verdächtigt, hatten 
aber womöglich ideologische 
Verbindungen zum Kinder-Killer, 
der vorige Woche in einer Polizei-
aktion erschossen worden war. 

Etliche Personen wurden jetzt im 
Toulouser Mirail-Viertel verhaf-
tet, wo Merah und sein ebenfalls 
verhafteter Bruder lebten. Ver-
haftungen gabs auch in Nantes, 
wo das Zentrum von «Forsane 
Alizza» (Ritter des Stolzes) war. 
Die salafistische Gruppe wurde 
schon früher vom Innenministe-
rium verboten. Merah hatte aber 
wohl mit ihnen zu tun. «Es ist 
unsere Pflicht, die Sicherheit 
des Volkes zu garantieren», 
sagte Sarkozy. «Denn das Trau-
ma von Toulouse ist vergleichbar 
mit dem amerikanischen Trau-
ma nach dem 11. September.»

Islamisten in ganz 
Frankreich in Haft
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Der Führer der 
islamistischen 

«Ritter des Stolzes» 
wird verhaftet.


